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Reqie: Take'L
Im Namen des Volkes: In der Strafsache gegen Dr. ttolfgang
llarich, Dr. Bernhard Steinberg€f,, Manfred. Hertwig wird.
folgendes UrteiI verktindet: Erstens. Das Urteil des 1.. Straf-
senats des Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen
Republik vom 9. März L957 wird aufgehoben. ZweLtens. Die
Angeklagten Dr. 'I{olfgang Harich, Dr. Bernhard. Steinberger und.

Manfred Hertwig werden freigesprochen. Drittens. Die Auslagen
d.e's Verfahrens einschlieBlich der iHVerfahren erster Instanz
entstand.enen Auslaqen träqt d.er Staatshaushalt.

Autorin: Der derzeit amtierende Präsident des

Obersten Gerichts der DDR, Dr. Gerhard Körner, äm vergangenen

Freitag. Er beendete mit diesem Urteilsspruch d.as sogenannte

Kassationsverfahren in Sachen Harich und andere. Im Jahre L957

waren die d.rei Angeklagten weg:en sogenannter "Boykotthetze"

verurteilt word.en. Harich zu zehn Jahren, Steinberger zu vier
und Hertwig zu zwei Jahren Zuchthaus. Der 1. Strafsenat d.es

Obersten Gerichts war der Auffassungi' §Jewesen, sie hätten,

zusammen mit anderen Mitgliedern einer konspirativen Gruppe,

d.ie Verhältnisse in der DDR durch Drohung oder Gewalt

grundlegend verändern, d.ie sozialistischen Errungienschaften

preisgeben und. d.en §turz der DDR-Regierungi er4wi*ngen woIlen.
du tl1, J

Wolfgang llarich, Professor für Geschichte und Philosophie, war

. d.amals Cheflektor im Aufbau-Verlag. Der Leiter d.es

bedeutendsten belletristischen Verlaqres der DDR, Walter Janka,
);4!A dp,u-oL z^ s Garu bw f frrh-&tn,
[stanSSEEE-raIß EiU Wolfgans Harich [n verbihäunQ. Er war in

einem zweiten ProzeB im Jahre L957 verurteilt word.en - zusammen

mit Gustav Just und Heinz Zöger, Chefredakteure der

Kulturzeitung "Sonntag", und Richard. WoIf, Journalist beim DDR-
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Rundfunk. Sie erhielten Zuchthausstrafen zwischen zweieinhalb

und. fünf Jahren. Aueh dieses UrteiI wurde 33 Jahre später

kassiert: Am 5. Januar 1990. Die Angeklagten seien damals zu

Unrecht verurte i lt word.en .

Auf d.em Wege des Kassationsverfahrens also versucht clie DDR-

Justiz,vergangenes Unrecht zu bewältigen. Zwei Urteile wurd.en
I

schon gesprochen, die nächsten Termine sind. bereits anberaumt.
Rudi Beckert, Richter am Obersten Gericht, Vorsitzender des
Entschäd.igungssenats, war an d.em Verfahren in Sachen Harich
beteiligt. Er erläutert, was eine Kassation überhaupt bedeutet:

Beg ie: Take 2

Ich müBte da beginnen mit der gesetzlichen Regelung in unserem
Land,e, dal3 ein Verfahren in erster und zweiter fnstanz d.urch-
geführt wird in Strafsachen und. mit der zweiten Instanz die
Rechtskraft des Urteils eintritt. Die Kassation d.es Verfahrens
ist also mög1ich in d.en FäIIen, in denen eine rechtskräftige
Entscheid.ung eines erst- oder zweitinstanzlichen Gerichts vor-
liegt. Das ist die einfaehe Erklärung, es gibt dann noch einige
spezielle Bestimmungen, d,ie beachtet werden müssen im
Strafrecht. So insbesond.ere, da[3 Kassation zulässig ist inner-
halb einee Jahres nur ab Reehtskraft der Entscheidung. Und in
Ausnahmefällen, die also praktisch wieder die Ausnahme d.er

Ausnahme darstellen, ist es möglich, die Kassation auch, aber
nur zu Gunsten, d.es ehemaligen Verurteilten auch darüber hinaus
zu beschlieBen. Das muB d.as Präsid.ium d.es Obersten Gerichts
extra festsetzen.

L''

fu^( [v+il*:J
Äutorin: Weil die Ängeklagt*n Janka, Harich und.

and.ere damals von einem Senat am Obersten Gericht in erster

fnstanz verurteilt word.en waren, muBte im Kassationsverfahren

der Präsid.ent des Obersten Gerichts selbst d.en Vorsitz führen,
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d.ie vier weiteren Richter wurden aus dem Präsid.ium gewählt. Im

Janka-ProzeB im Januar war noch Dr. Günter Sarge Präsident. Er

trat kurze Zeit später zurück. Auch d.as ist [}icher/ein Zeichenr_t
für die Krise, in der die Justiz der DDR steckt.

Besteht nicht d.ie Gefahr, daB dieselben Richter heute über eine

Kassation entscheiden, d.ie d.amals das UrteiI gefäl1t haben?

Rud i Beckert:

Reqie: Take 3

Das kann ich hier mit gutem Gewissen sagen, das ist ausge-
schlossen. Das beginnt schon mit der Prtifung. Ich bin selbst ja
einer von denen, d.ie die Akten hier überprüfen am Obersten
Gericht. Und ich habe in diesen, darf ich sagen, 19 Jahren hier
keine solche Verhand.lung durehgeführt, weder in erster noch in
zweiter Instanz. Und es ist auch an den Bezirksgeriehten und
auch an unserem Obersten Gericht ausgeschlossen, wie wir
überhaupt d.urch Strukturveränderungen in den letzten Monaten
gewährleisten, daß die Richter, die bisher miL politischen
Strafverfahren beschäftigt waren, nicht mehr mit solchen Sachen
betraut werd.en. Sie sind. nicht mehr in d.er

Rechtsprechunq tätiq.

Autorin: Auch an den Bezirks- und. Kreisgerichten

eeien die Richter von der Rechtsprechung ausgeschlossen worden,

die früher politische Prozesse geführt hätten. Das sind vor

al1em die Direktoren und d.ie Vorsitzenden und Richter aller mit

politischen Strafsachen befaBten Kammern. §ie sind. in Rente

gegangen oder werden in anderen Bereichen d.er Justiz

beschäftigt. AuBerd.em werde zvr ZeLt geprtlft, i{€lche der

insgesamt rund 1200 DDR-Richter sich noch mit "besond.erer

"J
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Aktivität" um politische Strafsachen gekümmert hätten,

berichtete das Justizministerium.

Die d.erzeitige Situation am Obersten Gericht schildert
Oherriehter Rudi Beckert:

Reqie: Take 4

Mi't dem Ausscheiden des bisherigen Präsidenten und mit einer
aus Alters- und. Krankheitsgründ.en erfolgten Ausscheidung einer
ganzen Reihe von Juristen des Obersten Gerichts und. aufgrund
der gesetzlichen Bestimmung, daB das Oberste Gericht innerhalb
von drei Monaten ab Volkskammerwahl neu gewäh1t werden muB, und.

ich gehe mal davon aus, daB diese Bestimmung des Gerichts-
verfassungsgesetzes jetzt nicht zu änd.ern ist, im Augenblick
jedenfalls, mtissen wir ohnehin damit rechnen, dap aIso, d.ie
WahL war am 18.3., bis zum Juno äieses Jahres die Volkskammer
sich mit der Neuwahl beschäftigt und dann wird es eine neue
Besetzunq im Obers ten Gericht seben.

Autorin: Es können tibrigens nur zwei Personen einen

Kassationsantrag stellen: Der Generalstaatsanwalt und d.er

Präsident des Obersten Gerichts. Die Verurteilten selbst haben

kein Recht d.arauf. Sie können sich höchstens als Bittsteller an

das Oberste Gericht oder d.ie Staatsanwaltschaft wend.en. Keine

sehr glückliche Lösung, m€int Rudi Beckert:

Reqie: Take 5

Der Grund ist d.er, daß natürlieh, wenn ein Antragsrecht eines
Präsidenten d.es Obersten Gerichts geregelt, festgetegt ist,
immer d.ie Position dieses äntragstellers nicht sehr günstig
ist, denn er entscheidet letztlich darüber, ob das, r^ras in
seiner eigenen Verantwortung durch das Gericht, dem er
vorsteht, entschieden wurde, Ilun weiter Bestand haben sol1 oder

L
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nicht. Also die Antragstellunq gegen sein eigenes Gericht ist
d.och wohl nicht sehr logisch, seheint mir, und so11te wirklich
auch aus d.iesem Grunde bald qesetzlich abqeschafft werden.

Autorin: Eine Alternative wäre ein Revisionsver-

fahren, in welchem d.er Beschuld.igte selbst die Anträge stellen
kann - wie es in der StrafprozeBord.nung der Bundesrepublik

vorgesehen ist.

Zur ZeLl werden beim Obersten Gericht etwa 20 Kassationsanträgre

bearbeitet. Verfahrerl, die in erster Instanz vor den

Bezirksgerichten geführt wurd.en, werd.en aueh überprüft, d.as

sind etwa 30CI. Rudi Beckert erläutert den Verfahrensablauf:

Recrie: Take 5

Die Senate in einer Besetzung von einem Vorsitzenden und zwei
Berufsrichtern, €s wird dann ein Termin angesetzt, und. es wird
auf d.er Grundlage d.er Akten die ilberprüfung d,urchgeführt. Es
werd.en Anträge entgegengienommen, Erklärungen abgegeben, wenn es
gewünscht wird,. Es gibt keine, d.as muB besond,ers betont werd.en,
weil es da d.och etwas falsche Vorstellungen gibt, €s gibt keine
neue Beweisaufnahme, keine Beweiserhebung oder Beweiswürdi-
gungen in dem Sinne, dal3 es in einer Hauptverhandlung
geschieht. Kassationsverhand.lungen sind ausschl ieBl ich auf d.er
Grundlage der Aktenlage möglich und auch nur zulässig. Mehr

Eeht nicht, und d.anach wird. d.ann auch das Urteil auf dieser
Grundlaqe er lassen.

L

Autorin: Dr.

Anwaltskollegien in d.er

Janka. Im Harich-ProzeB

Fried.rich Wolf f , Vorsitzend.er aller
DDR, verteidigte im Jahre 1957 Walter

war Manfred. Hertwigr sein Mandant. 33
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Jahre später stand er jetzt, in den Kassationsverfahren, wieder

an ihrer Seite.

Hält er es für sinnvoll, auf d.iesem Weg die Opfer der DDR-

Justiz zu rehabilitieren?

Regie: Take 7

Füb d.en Betroffenen ist d.as natürlich sehr sinnvoll, es stellt
eben eindeutigi seine Unschuld fest, €s begründet auch gewisse
materielle Ansprüehe. Und. insofern muB man sagen, daB das
Verfahren natrirlich berechtigt ist. Wenn sich d.ie ZahI d.ieser
Verfahren auf einige wenige beschränkt, d.ann gibt's daran
überhaupt nichts auszusetzen.
Aut.: Nun ist ja ein sehr, sehr langer Zeitraum verstrichen,
viele Jahre. Ist d.ann überhaupt nach einer Bo langen Zeit
wirklich etwas ,,, Silitieren oder wied.ergutzumachen?
Wolff : Es ist natürlich ein anderes Problem, dal3 die mensch-
lichen Seiten der Verurteilung, der Haft, der Degrad.ierung,
Beend.igung einer Karriere, nicht wiedergutzumachen sind. Die
familiären Konsequenzen, die unter Umständen verbunden sind,
kann man aIle nicht wied.ergutmachen. Das ist klar. Aber wenn

man schon nicht al}es wiedergutmachen kann, dann ist es natür-
Iich besser, marl macht etwas wieder gut, e.ras eben
qiutzumachen i st .

Autorin: Wie unbefried.igend d.ie Wiedergutmachung auf

dem Heg einer Kassation für den Einzelnen sein kann, zeigte

sich im ProzeB in Sachen Harich und andere. Wolfgang Harich war

sehr unzufrieden mit d.em Inhalt d.er Kassationsanträge. Ihm und

seinen Mitstreitern von damals sei es auf d.ie nationale Frage

angekommen. Damals sei d.as geheimgehalten worden. Aber auch

jetzt sei keine Red.e d.avon, und. das finde er nicht richtig,

sagte Harich in seiner temperamentvollen Red.e vor Gericht:

f

L
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Reqie; T; il t, rl

Wenn es hier heißt, €s ging mir nicht um die Beseitigung der
DDR, mup ich dem widersprechen. Es ging nir tatsächlich um die
Beseitigung d.ieser beiden d.eutsehen Staaten, dieser deutschen
Zweistaatlichkeit, auch der Bundesrepublik. Aber selbsLver-
ständlich damit auch d.er DDR. Für ihr Aufgehen in einem
einheitlichen Deutsehland und für das Rückgängigmachen der
Pariser Verträge und. das Rückgängigmachen d.er ttarschauer-Pakt-
Bindung der DDR. Das war die Hauptsaehe. Und es kommt in d.er

Kassationsbeqrtindunq nicht vor.

Autorin: Vor allem ging es Harich jedoch darum, d.en

Geruch d.es Denunzianten, der seit d.em damaligen ProzeB auf ihm

lastet, loszuwerden. Er hatte sich in dem SchauprozeB selbst

beziehtigt, Reue gezeigt und sich sogar bei d.er

Staatssicherheit dafrir bedankt, daB sie ihn in seinem
kal'-

staatsfeind.lichen Tun aufgehalten hätte. Er wurde zv 10 Jahren

Zuchthaus verurteilt. Einige Monate später fand. dann der ProzeB

gegen l{alter Janka, den Leiter d.es Aufbau-Verlages, und. seine

drei Mitangeklagten statt. AIIe vier beLeuerten im Gegensalz zr7

Harich ihre Unschuld. Als der dann als Zeuge auftrat, hatte

seine Aussage zwangsläufig eine belastende Funktion.

Ihm sei damals gar nichts anderes übrig geblieben, sagt

Itolfgang Harich heute. AuBerdem seien die AnEeklagten

systematisch von der damaligen DDR-Führung gegeneinander

ausgespielt worden. Harichs Reuebekenntnis und Jankas
YU'"b'*,a {j*t-

Unschuld.sbeteuerung hät["ntÄn d"rrn KaIküI gepaBt. Harich

sparte auch nicht mit Vorwürfen gegen seinen ehemaligen

Mitstreiter Walter Janka, gegen den er rJbrigens eine

I\_
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Verleumdungsanzeige gerichtet hat. Janka habe in seinem Buch

"Schwierigkeiten mit der Wahrheit" Falsches behauptet, indem er

ihn, Harich, als Belastungszeugien hingestellt habe. Das sei

Rufmord, empörte sich Wolfgang Harich im Gerichtssaal:

E-egie:_ Take 9

Vor d.er öffentlichkeit stehe ich äa als der Lump, als d.er
Schuft, d.er die anderen in d.ie Pfanne gehaun hat. Und. nicht nur
mit wahren Zeugenaussag:en, sondern, vor d.em Ilintergrund. d.es

Bestreitens bei Janka, der falsch Zeugnis abgelegt hat wider
seinen Nächsten. Ich beantrage, daB auch diese; srenn, nicht
rechts- so doeh sittenwidrige ProzeBaufteilung heute als eine
Manipulation im Dienste des politischen MiBbrauchs von Ulbricht
und seinen SpieBgesellen Kurt Hager, [Iilde Benjamin und Ernst
Melsheimer qebührend verurtqilt wird.

Autorin: Hilde Benjamin war damals Justizministerin,
Ernst Melsheimer Generalstaatsanwalt.

Itolfgang Harich stellte noch mehr Anträge. Vor allem lag ihm

daran, daß zwei äche im Urteil erwähnt werden sollten: Das

eine hatte er m chkin, dem damaligen Bcltschafter der
Ih M-

^4

Gespr

,tW=
1i *!i

Ye rt, das and.ere mit lfalter Ulbricht. Damit

nämlich bewiesen werden, so Harich, daB man von der angeblichen

Verschwörungi schon längst vor seiner Verhaftung wuBte, sie sei

eben nicht erst durch sein Reuebekenntnis herausgekommen.

Das Kassationsgerieht indes berücksichtigte die Anträge

in seinem Urteil nicht. Es dürfe nach den gesetzlich zwingend

geregelten Voraussetzungen keine Beweisaufnahme d.urchführen,

sagte d.er Präsident des Obersten Gerichts in der

Urteilsbegründ.ung:

uannfe
\--

(
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Regie i Take :.0

Aus d.iesem Grunde war es ausgeschlossen, die von Dr. Harich

abgegebene Erklärung naehträglich einzubeziehen, das Motiv

seines tlandelns sei d.ie Lösung der nationalen Frage gewesen'

Dasselbe trifft auf sein weiteres vorbringen zlt, er habe mit

dem Botschafter d.er udssR in d.er DDR d.arüber ausführlich
gesprochen. sein Hinweis auf nichtveröffentlichte Geheim-

dossiers findet in d.en ProzeBdokumenten keine Bestätigung. Im

übrigen wäre d.ies allenfalls ein Grund für die Prüfung d'er

voraussetzungen der lüiederaufnahme des verfahrens gemäB

Paraqra phen 328 fo1 sende der Straf,prcz*i3oI,t *,-..,r":
'--,i-. v',.i'"j

Autorin:Wo}fgangHariehwollted'asnichthinnehmen.

A1s d.er Präsid.ent des Obersten Gerichts d.ie Verhand'Iung

schlieBen wolIte, kam es zum Eklat:

ReE Le: ilt e 1l-

Präs.: Die Verhand,lung ist d.amit geschlossen. - Haqich: Moment!

Ich stelle fest, daß sie d.ie wichtigsten Dinge, die ich hier
vorgebracht habe, jetzt hier nicht hineinbringen, dal3 sie mir

d.amit ein IlJied.eraufnahmeverfahren aufzwingen, dal3 an meiner

Gesund.heit und. an meinen Nerven zer:ren wird. bis an mein
: -. i, -. - .\ ende ! Verd.ammter und Mist!

"^-A

/\,I
(

Dieses Beisp$-a,r

;L
Autorin: iel zeigt, wie unbefr ed igend

die Kassationsverfahren für die d'amals Verurteilten sein
L" iqf

können. Wolfgang Harich wurde .Ar^, freigesprochen. Er habe in

den fünfziger Jahren tediglich sein Recht auf freie

MeinungsäuBerung wahrgenommen. Auch sei der ProzeB unfair

Ä*
9-"#
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gewesen, Harich und die and.eren Angeklagten seien in ihren

Verteid.igerrechten stark beeinträchtigt worden.

Trotz dieses eind.eutigen Urteils fühlt sich l{olfgang Harich

a jedoch nicht wirklich rehabilibärt. Das, was er sich erhofft

hatte, konnte das Kaseationsverfahren aus reehtlichen Gründen

nicht leisten.
' it '{^., 'N( - ) r!

Die- groBe Anzahl a"f/r" Unreeht Verurte itLenlau"f, +Jr jtingerel t"'npl
t ap* 

-n t* ltTJ !*'U|DDfl-ffiistohnehinaufd,emWegderKassationnichtZ1)

rehabilitieren, aus technischen Gründenz Zwischen vierzig- und

seehzigtausend sollen ungerechtfertigte Strafen erlitten haben.

Rechtsanwalt Dr. Fried.rich Wolff könnte sich folgende

Alternative vorstellen :

Regie: Take Lz

Es würd.e mir möglich erscheinen, d.aB man so ähnlich wie man das
bei den Opfern des Faschismus, den Verfolgten de-s Naziregimes,
gemacht hat, durch Vorlage von Beweismitteln die Betreffend.en
in eine bestimmte Kategrorie, sagen wir, der Opfer des Stalinis-
mus, einstuft, ihnen da eine Rente od.er einen ähnlichen
Ausgleich gewährt. Das erscheint mir machbar. Aber nicht mach-
bar erscheinen mir förmliche Gerichtsverfahren. Und das d.enke

ich, geht nieht, das andere ging.
Wobei natür1ich auch d.as alles eine Frage der GröBenordnung
ist. Man muB sich ja vorstellen, dap die Menschen von heute,
d,ie nichts mit der Vergangenheit zrl tun haben, weil sie eben

d.ie Gnade der späten Geburt erfahren haben, diese Menschen von
heute d.ann die Sünd.en ihrer Väter durch ihre Arbeit wiedergut-
machen müBten, und die eigentlichen Opfer schon in einem Alter
sind, wo sie gar nicht so recht selbst in d.en GenuB d.ieser
Wiedergutmachung kommen. Es gibt da sehr viele Probleme, die
müssen sehr sorgfältig überd.aeht werd.en, und man muB natürlich

L
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allen Gerechtiqkeit widd.erfahren zv lassen. SowohI'l
Generation aIs aueh der aIten.

Autorin: Irn Justizministerium d.er DDR ist man

bereits dabei, ein neues Gesetz zu entwerfen. Staatssekretär

Dr. Siegfried tlittenbeck:

Reqie: Take 13

Ich wilI mich hier mal beziehen auf den vorliegend.en Entwurf
des Rehabilitierungsgesetzes. Dort haben wir formuliert:
Personen, d.ie auf der Grund.Iage eines Strafgesetzes weg:en
politisch motivierter Hand,lungen verurteilt wurd.en, obwohl
diese Ausd.ruck d.er Wahrnehmunq verfassungsmäBiger politischer
Grund.rechte oder völkerrechtlich allgemein anerkannter
Menschenreehte waren, werd.en rehabiliert. Und. d.ann heil3t es
hier, rlFler d.iesen Voraussetzungen werd.en insbesond.ere Personentt'/rehabil1Iert, d.ie wegen L. politischen Widerspruchs in Wort und
Schrift, dureh friedliche Demonstrationen od.er Zusammenschlüs-
se, 2. gewaltlosen Wid.erstand.es, 3. mit f ried.I ichen Mitteln

,t/
ausgeübte'EinfluBnahme zur Genehmigung einer Ausreise aus der
DDR, oder 4. Kontaktaufnahme zu ausländ.ischen Dienststellen,
Organisationen und Personen, ohne §pionage- od.er Agententätig-
keit ausgeübt zu haben, verurteilt wurd.en.
AIso das ist der Versuch, den Personen- und Handlungskreis zu
umschreiben, d.er unter die Rehabilitierung fallen würde.
Aut.: Damit es solche Urteile nieht wied.er gibt, kann ich mir
vorstellen, müBte auch das Strafrecht selbst verändert werden?
Witt.: Ja, die Gedanken, die wir uns zu Rehabilitierung gemacht
haben, basieren auf einem vorliegend.en Entwurf eines 6. Straf-
rechtsänderungsgesetzes, mit dem wir das Strafrecht, das poli-
tische Strafrecht, gründ.Iich reformieren, wenn nicht sogar ab-
schaffen wol1en. Dieser Entwurf lag auch bereits der Regierung
vor und, ist in d.er Volkskammer in der ersten Lesung behandelt
worden, so daB also zu erwarten ist, daß dieses Gesetz alsbald

L
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verabschied.et werden kann. Es wäre d.ann also in gewisser Weise

die Basis für d.as strafrechtliche Rehabilitierungsqesetz'
Aut.: I{enn jetzt so1che Rehabilitierungsverfahren laufen, das

Gesetz in Kraf t ist, wie sieht d.enn eigentl ich d'ie Rehabi 1i-
tierung selbst aus, was bedeutet das überhaupt, Rehabili-
tierung? §itt.: Das ist sicher von Fall zu FatI unterschied'-
Iich. Aber es geht insbesondere d.arum, dal3 selbstverständ'Iich
d.ie Verwirklichung aller llaupt- und. Zusatzstrafen beend.et wird,
dap sämtliche Eiirtragungen über die Verurteilungi im §trafregi-
ster zu tilgen sind, daß einem Rehabilitierten, der aufgrund'

d.er Verurteilung eine Freiheitsstrafe verbüBt hat, die gesamte

Dauer des Freiheitsentzuges auf die Berechnung der Rente ange-

rechnet wird. Weiterhin steht d.em- Rehabilitierten selhstver-
ständ.lich ein Anspruch auf Entschädigungr, also auf Wied'ergut-

machung, zv. Und. zwar einmal für diejenigen Sachen und Gegen-

stände und and.eren Vermögenswerte, die im Zusammenhang mit d.er

Straftat durch gerichtliche Entscheid.ung eingezogen wurden,

aber auch Entschädigung dafür, wenn er eine Freiheitsstrafe
verbüFt hat, im Hinblick auf den d.ad.urch entstandenen

scha,i"e:r.

Autorin: zwischen Juristen aus beiden Teilen

Deutschlands findet in den letzten Monaten ein reger Austausch

statt. Jutta Limbach zum Beispiel, d.ie Berliner Senatorin für

Justiz, veranstaltet eine rechtspolitische Gesprächsreihe zum

Thema: "Auf d.em Weg zur d.eutschen Einheit". Selbstverständ.lich

beobachtet man hier auch, wie die DDR-Justiz versucht, ihre

Vergangenheit zu bewäItigen. Zu dern geplanten Rehabilitierung:s-

gesetz d.er West-Berliner §Laatssekretär für Justiz, I'lolfgang

SchomburE:

Resie: Take L4

L
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Ieh halte es für eine sehr gute Sache, daß die DDR selbst den
Versueh unternimmt, hier zu einer Rehabilitierung zu komrnen.

Ich hätte mir gewtlnscht, daß der DDR überhaupt noch ein
längerer Zeitraum geblieben wäre. sich mit ihrer eigenen Ver-
gangenheit selbst auseinanderzusetzen. Dies ist ein erster
Anfang. Wenn man sich den ersten Entwurf anschaut, muß man sich
allerdings die Frage stellen, ob dieses umsetzbar ist. llenn man

etwa davon ausgeht, dap hier 40.000 Personen rehabilitiert
we,rd.en solIen, fragt man sich, von welchen Richtern, vor allem
möglicherweise belasteten Richtern, soll dieses üherhaupt in
welchem Zeitraum geschehen? Die zweite Frage, d.ie sich
aufdrängt, ist d.er Umfang der MaBnahmen ausreichend.? Wenn man

beispielsweise feststellt, daB Dinge wie Republikflucht oder
versuchte Republikflucht hier nicht Erwähnung gefund.en haben.
Aut.: Führen Sie denn auch Gespräche d.arüber mit Partnern aum

Beispiel aus dem DDR-Justizministerium?
Schomb.: Nein t gar.Z bewuBt nicht, wir sind d.er Meinung, dies
ist zunäehst Auf d.er DDR selbst.

Äutorin: Ob im Kassationsverfahren

Rehabi litierungsgesetz - d.ie Aufarbeitung d.er

wird für die DDR-Justiz enorm schwieriq sein.

Fried.rieh lfolff hat folgende Einschätzung':

oder d.urch ein

Vergangenhe i t
Rechtsanwalt

ReEie: Take 1.5

Es gibt glaube ich eine ZahL 40.000, die genannt wird, ob diese
Zahl richtig ist od.er falsch ist, d.as weiB keiner. Es fängt an
mit d.en Verfahren durch sowjetische Militärtribunale oder
sowjetische Einrichtungen unmittelbar nach 45. Und es endet
eben in der jüngsten ZeLt, also bis Oktober L989. Und d.iesen
Zeitraum juristisch aufzuarbeiten, erscheint mir schon
techniseh unmöglich zv sein. Wenn man nun mit einem Rehabili-
tierungsgesetz arbeitet, d.ann muB man ja aueh wissen, vüen man

rehabilitiert, dann muB man Akten haben, d.ie man nicht hat,

L
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weil ja ein GroBtei} der Akten vernichtet sind r g&ytz normal
vernichtet sind. infolge Zeitablaufs, vielleicht auch infolge
geschichtlicher Ereignisse vernichtet sind.. Vielleicht
überhaupt nicht zugänglich sind. zum Beispiel durch die
sowjetischen Militärtribunale. Also ich halte das Ganze für ein
rechtlich nicht Iösbares Unterfang€rr.

*r,{x
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